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Stellungnahme zum Entwurf den neuen Universtitätsstudiengesetzes 
(UniStG) 

Den Versuch die vielen Studiengesetze und Studienverordnungen zu 
vereinfachen ist sehr begrüßenswert, ebenso wie die Kompetenzverlage­
rung von dem Ministerium auf die Universitäten. Diese sollte aber noch 
weitrei chender erfolgen (kei ne Gesamtstuko, I etzte Ei nsp rL/.<;:hs- bzw" 
Kontrollinstanz ist noch beim BM). 
Ebenso bedenkenswert erscheint mir die einseitigen Aus�tvlung der 
Stud ie n nach wi rtschaftl i che n I nte resse n. Die vo n i h ne n'�'da mit i nte n­
dierte bessere Chance auf einen Arbeitsplatz ist gerade bei den nun 
"kulturwissenschaftlichen" Studien, die auf sechs Semester verkürzt und 
damit auf Fachhochschulniveau abgewertet werden, nicht gegeben. 
Diese Studien würden in einem vereinten Europa nicht mehr als Univer­
sitätsstudien anerkannt. 
Ebenso schaffen sie mit dem Wegfall der Kombinationspflicht die Inter­
disziplinarität dieser Studien ab. Ob kurz und einseitig ausgebildete 
Studierende bessere Jobaussichten vorfinden als die derzeitigen Stu­
dierenden wage ich zu bezweifeln.-
Ebenso bedenklich erscheint mit, daß zwar den Universitäten mehr Ent­
scheidungskompetenz zugestanden wird, den eigentlich Auszubilden­
den, den Studierenden diese aber nicht zugetraut wird. 
Ein einheitliches Verwendungsprofil soll für einheitliche, gut einteilbare 
und in vorhandene Kategorien passende Studierende Garant sein - ich 
glaubte immer am Arbeitsmarkt seinen flexible, kreative und innovative 
Arbeitsk räfte gefordert. 
Da es laut neuem Gesetzesentwurf nicht an den Studierenden liegt, sich 
den Kopf über ihr Studium zu zerbrechen schließe ich mit der Bemer­
kung, daß ich m ich voll und ganz der Stellungnahme der Basisgruppe 
Soziologie auf der Grund- und integrativwissenschaftlichen Fakultät 
anschließe. 

Ein geisteswissenschaftliche Soziologie Studierender 
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